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Am Beispie d€$ Umgangs mMıiıt OU€€I'S In der Bundeswehr

| VOTIT) Menschen, die sich die ethische -Oort-
entwicklung eıner reiheitlich-demokratischen Giesellscha und ihrer Institutio-

HE, WIE der Bundeswehr, bemühen, ıst der Mahatma Gandhı zugeschriebene
Safz »The WAdY, In which minorıtıes, IS the IMNEeaAaSUTEe of civilization In
CIetYy. « (‚anz ähnlich <oll Martın | uther Kıng gesagt en » Ihe ng of minorIıty
IS the MOST important ecCc and balance, that democraCcy NAS «

Während demokratischen Bedingungen die Freiheit des burgers O-
blematisch ISt, sofern r dem Mehrheitsverhalten entspricht, hleibt seIıne Selbst-
entfaltung prekär, sofern e eıner Minderheit gehört. war leidet er nıcht
der Diktatur eINEes einzelnen der eıner Minderheit, aber doch manchmal
der Gängelung seINES Privatlebens durch die enrneı FInNne solche Demokratie,
die Minderheiten diskriminiert und strafrechtrechtlich G Gefängnisstrafe)'
bekämpft und ihnen keinen Minderheitenschutz oder Sar Minderheitenrechte
gesteht, hleibt hinter ihren Grundlagen zurück, die doch beinhalten, dass eın
Burger dem anderen In gleicher Welse WIE sich selhst reiınel Hei der Entfaltung
VOT)] dessen Persönlichkeit zugesteht. “ DIie gesellschaftsethischen Grundlagen des
Grundgesetzes gelten seIlt ihrer Gründung natürlich auch für die Bundeswehr.} Je-
entTalls IS auch gemälß den /ıtaten oben die Behandlung VOlI] Minderheiten eın
Maf(stah für die EINISCHE Qualität eıner Gesellschaft, nämlich afür, wiewelt alle
ihre L ebensbereiche und Institutionen VOIl eıner reiheitlich-humanen un damit
auch christlichen FEthik epragt SINa

»Eın Mann, der mıt eıInem anderen Mannn Unzucht treibt oder sich VoO  —_ iıhm Z Unzucht
mißbauchen [ äßt, ird mMiıt Gefängnisstrafe hestraft.« (S 1725 Abs StGB) verschärfte
tionalsozialistische rassung, In der Bundesrepublik HIS 1969 gültig)
Art Abs
» Der Soldat [111US$5 die freiheitliche demokratische Grundordnung Im Inne des Grundgeset-
765 anerkennen und UrCcC) seIn Verhalten für ihre Erhaltung eintreten.« (S SC}
Vgl Scheel, Wolfgang: DDIie Akzeptanz VOT Minderheiten als ethischer Indikator. Wie mMıt
ueers UMSESANSEN wird, zeigt die Qualität eIıner Gesellschafts- und ndividualethi
In WeSTh 2010) 053—/58; dort hesonders Im Kapite! die bezuge ZUT esu
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1 )ass In den Anfangsjahren der Bundesrepublik Deutschlan und der Bundes-
wehr Homosexuelle diskriminiert und strafrechtlich verfolgt wurden, mMmacht deut-
lich, dass eın Prozess der Entfaltung der freiheitlich-demokratischen Grundlagenund der ethischen Qualität der Bundesrepublik Deutschlan erforderlich WAdIfl.
|)ieser Widerspruch zwischen den Girundsäatzen und der konkreten olitik In der
Bundessrepublik Deutschland wurde keiner anderen Minderheitengruppe deut-
Iıcher als den Homosexuellen. KeiIne andere Minderheitengruppe un Opfer-
STUDDE des Nationalsozialismus wurde durch die (jesetze der Bundesrepublik oder
der Bundeswehr Auıf nicht hinnehmbare Weise verfolgt der a  S  FENZT:

[JDIie Reduzierung des Widerspruchs und damit die Entfaltung der freiheitlichen
Grundsätze IM Blick auf die Minderheitengruppe der Homosexuellen Kkam durch
die Anderung des HIS dahin In der Nazl-Fassung bestehenden S 175 StGB Im
ahr 969 Vi  x wodurch mannliche Homosexyualität ab dem .Lebensjahr nicht
mehr strafbar WAar. DITS endgültige Streichung des S 175 Im ahr 1994 das mehr-
fach erweıterte Lebenspartnerschaftsgesetz LPartQ), das 20071 In F Lral, un das
Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) (umgangssprachlich » Antidiskrimi-
nhlierungsgesetZ« genannt VOT) 2006 sind weltere Schritte VOT1 der Diskriminierungure die In den 1950er Jahren Tr demokratische ahlen Immer wieder Destä-
tigte CDU/CSU über den Minderheitenschutz nın Minderheitenrechten. Ure
diese DOositıve Entwicklung verbesserte sich die ethische ualıta der Gesellschaft
der Bundesrepublik Deutschland Im Laufe ihres Bestehens. (Jenau dasselbe kann
VOI] der Bundeswehr gesagt werden. wWar War hier neben den trafen des S 175
nıe eINe zusäatzliche Inhaftierung In der Bundeswehr Hei einvernehmlichem homoO-
sexuellem Geschlechtsverkehr vorgesehen.

[Der oben für die Gesellschaft der frühen Bundesrepublik festgestellte 1der-
spruch zwischen den Grundsätzen un der Kkonkreten olitik zeigte sıch In der
Bundeswehr noch SCHAaner. Warum? [ )Iie Bundeswehr ISst dadurch hesonders inten-
SIV miıt der freiheitlich-demokratischen Qrundlage verbunden, dass SIE diese Ure

o Ex  ,b
Katzg.  D©nWolfgang Scheel: Ethischer Fortschritt in der Bundesrepublik Deutschland  51  Dass in den Anfangsjahren der Bundesrepublik Deutschland und der Bundes-  wehr Homosexuelle diskriminiert und strafrechtlich verfolgt wurden, macht deut-  lich, dass ein Prozess der Entfaltung der freiheitlich-demokratischen Grundlagen  und der ethischen Qualität der Bundesrepublik Deutschland erforderlich war.  Dieser Widerspruch zwischen den Grundsätzen und der konkreten Politik in der  Bundessrepublik Deutschland wurde an keiner anderen Minderheitengruppe deut-  licher als an den Homosexuellen. Keine andere Minderheitengruppe und Opfer-  gruppe des Nationalsozialismus wurde durch die Gesetze der Bundesrepublik oder  der Bundeswehr auf nicht hinnehmbare Weise verfolgt oder ausgegrenzt.  Die Reduzierung des Widerspruchs und damit die Entfaltung der freiheitlichen  Grundsätze im Blick auf die Minderheitengruppe der Homosexuellen kam durch  die Änderung des — bis dahin in der Nazi-Fassung bestehenden —- 8175 StGB im  Jahr 1969 voran, wodurch männliche Homosexualität ab dem 21 .Lebensjahr nicht  mehr strafbar war. Die endgültige Streichung des 8175 im Jahr 1994, das mehr-  fach erweiterte Lebenspartnerschaftsgesetz (LPartG), das 2001 in Kraft trat, und das  Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) (umgangssprachlich »Antidiskrimi-  nierungsgesetz« genannt) von 2006 sind weitere Schritte von der Diskriminierung  (durch die in den 1950er Jahren durch demokratische Wahlen immer wieder bestä-  tigte CDU/CSU) über den Minderheitenschutz hin zu Minderheitenrechten. Durch  diese positive Entwicklung verbesserte sich die ethische Qualität der Gesellschaft  der Bundesrepublik Deutschland im Laufe ihres Bestehens. Genau dasselbe kann  von der Bundeswehr gesagt werden. Zwar war hier neben den Strafen des 8175  nie eine zusätzliche Inhaftierung in der Bundeswehr bei einvernehmlichem homo-  sexuellem Geschlechtsverkehr vorgesehen.  Der oben für die Gesellschaft der frühen Bundesrepublik festgestellte Wider-  spruch zwischen den Grundsätzen und der konkreten Politik zeigte sich in der  Bundeswehr noch schärfer. Warum? Die Bundeswehr ist dadurch besonders inten-  siv mit der freiheitlich-demokratischen Grundlage verbunden, dass sie diese durch  ‘V  E  ;€; ;«Q‚’Ü  Ka  HE  E „s „h"*  A  &.  ’°$g‚ .  e  D  M  %.  Kampf und Tötung eines undemokratischen Angreifers mit den stärksten Mitteln  verteidigt. Da die Bundeswehr also dadurch in gewissem Sinne die Institution ist,  die am stärksten mit der freiheitlich-demokratischen Grundordnung verbunden ist,  wird von diesem höchsten Level die Differenz und der Widerspruch zu einer Miss-  achtung dieser Grundsätze durch Minderheitenausgrenzung besonders groß. Nach  der grundsätzlichen Abschaffung der Strafbarkeit von Homosexualität im Jahr 1969f  S
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amp und TOtung eINes undemokratischen Angreifers mMiıt den stärksten Mitteln
verteldigt. 13a die Bundeswehr also dadurch In geWIssem Sinne die Institution ISst,
die stärksten muiıt der freiheitlich-demokratischen Grundordnung verbunden ISst,
ird VOI] diesem höchsten | eve| die Differenz und der Widerspruch eIıner 1SS-
achtung dieser Cirundsätze durch Minderheitenausgrenzung besonders grofßs Nach
der grundsätzlichen Abschaffung der Strafbarkeit Von Homosexualıität Im ahr 969
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wurden Homosexuelle AUs »gesundheitlichen Gründen« aus der Bundeswehr entTt-
lassen. In den 19/0er Jahren entschärfte sich die Lage adurch leicht, dass hOomo-
sexuelle Beziehungen VOTlT) einmal aufgenommenen Oldaten aufßerhalb der Bun-
eswehr In der ege! ohne dienstrechtliche Folgen blieben, solange SIE nıcht In der
Iruppe ekannt wurden, hnlich der » [ Don’'t tell don't ask«-Politik, die HIS Fnde
701 In der US-Armee angewandt wurde.

In den 1980er Jahren WarT Homosexualität dann auch Hei der Aufnahme kein
Ausschlusskriterium, also kein Ausmusterungsgrund. Allerdings stellte OMOSEXU-
alıtät eınen »Grund für Einschränkungen hinsichtlich Verwendung der Status«>
dar, WarT »eın gesondert prüfendes Eignungskriterium«® un blieb Im Blick auf
hestimmte Verwendungen problematisch, wei|l 1Nan\n Homosexuelle für erpressbar
und eshalb für eın Sicherheitsrisiko 1el und weil Nan SIE als Vorgesetzte und VOT

allem als Ausbilder für ungeelgnet hielt Seıt dem Jahr 000 änderte sich die VOr-
schriftenlage In grolser Geschwindigkeit: [ )ıie » Führungshilfe tür Vorgesetzte« VeTl-

langt Fnde 2000 VOT)] Vorgesetzten, folgenden Cirundsatz In der Bundes-
wehr verwirklichen: » Ioleranz gegenüber anderen nıcht strafbewehrten
sexuellen Orlentierungen«./ Damıiıt also neben den Homosexuellen
auch weıtere, kleinere sexuelle Minderheiten eingeschlossen, Z JTransvestiten,
Bisexuelle, Transsexuelle, VOT denen s seitdem einIge offen lebende Soldaten/-
Innen gibt (iJm alle csexuellen Minderheiten begrifflich einzuschlielsen, ird der
Begriff des »Queers« (»anders«) verwendet, dem gegenüber die CNSCTIC ezeich-
NUuNs » Homosexuelle« mehr und mehr zurücktritt. FS folgte die Reform der n_
über der Führungshilfe Im Rechtsrang er stehenden ZADN 43 durch eıne Anla:
SC 73 »Umgang mit Sexualität In der Bundeswehr«, die Im ul 2004 das letzte
Ma\ geändert (weıter |!beralisiert) wurde: » [DIie Intimsphäre VOT)] Soldatinnen un
Oldaten Ist als Teil ihres Persönlichkeitsrechts eıner Finflussnahme durch den
Dienstherren grundsätzlich enNtzoZen.: "Maher sind außerdienstlich sowohl hete-
rosexuelle als auch homosexuelle Partnerschaften un betatigungen olda:
tinnen und Oldaten disziplinarrechtlich regelmäßig ohne Belang."”

Fın welterer Fortschritt estand darin, dass 2006 dem Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetz AGCG) als zweilter Te!il das Soldatinnen- und Soldaten-Gileich«-
behandlungsgesetz SoldGG) angefügt wurde. ort sind »Benachteiligungen aus
Giründen der sexuellen Identität« !© verboten. Noch emerkenswerter ıst aber

SoldGG, der besagt, dass VOI der Beachtung des Maflstabes der Nichtdiskri-
minıerung der Herufliche Erfolg des Oldaten abhängt, nämlich »De@el Begründung,
Ausgestaltung und Beendigung eINEeSs Dienstverhältnisses und heruflichen

Rundschreiben des Bundesverteidigungsministeriums: MV8- — AZ, 6-02-05  (
Vo 3.3.1984, rst 2001 UuUrcC eınen Frliass Vo  z PS/ 1 aufgehoben.
A.23.0
Führungshilfe für Vorgesetzte, Ba 19 »  ng mMit Sexualität«, (Z f) » lToleranz«.
Z 4/3 Anlage 31 »Umgang mıiıt Sexualität In der Bundeswehr«, Kapite!CS NO e TV 14/3 Anlage B173 »Umgang muiıt Sexualität In der Bundeswehr«, Kapite! UTL, 1 /

ABSatz
Abs SOldGG
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Aufstieg.«"' Ahnlich hatte schon die Führungshilfe Im ahr Z0006 VO Vorgesetzten
nicht 11UT verlangt, jede Diskriminierung unterlassen, sondern arüber hinaus,
dass G »Jeder Diskriminierung energisch entgegentreten MUSS. « '4 Das heilt KONn-
Kkret, dass ES nachteilig für den beruflichen ortgang eInNes Oldaten seIn soll, WEeEeTN
ß sıch nicht aktiv für die Integration und Akzeptanz Z der Schwulen, L esben
und Queers In seınem unterstellten ereich Kummert. |)ıese Verpflichtung Z
aktiv-disziplinierenden Fiıntreten für Toleranz und Diskriminierung hebt die
Bundeswehr gegenüber manchen anderen Arbeitsplätzen und gesellschaftlichen
Instiıtutionen heraus und stellt SIE die vorderste FON Hei Entfaltung und Ausbau
der treiheitlich-demokratischen Grundordnung.

Paralle!| da zZu heinhalten die (Srundsatze der nneren Führung In der ZEIV 01
(Fassung Vo Januar 2008 »eIn Höchstmal Freiheiten und Rechten für die
Soldatinnen un Soldaten ImMm Rahmen BA freiheitlichen demokratischen
Grundordnung.«"* ES irdJ »Cass die Angehörigen der Bundeswehr E1-
nander als Mitglieder eIıner freiheitlichen UNG Dluralistischen Gesellschaft
anerkennen.«!* wWar [111US$S$5 mancherorts der QUCETE Soldat oder die UYUCETE Olda-
tIn ihre Rechte noch einfordern, AUCn » WelnNn/n nach nunmehr geltender Rechtslage
jede Benachteiligung VOT) homosexuellen Soldatinnen und Soldaten untersagt ISt,

eINe faktische Benachteiligung nicht absolut ausgeschlossen werden«'!> kannn
Deshalb sagt der damalige Wehrbeauftragte, dessen schwule Verpartnerung An-
fang O1 durch die Presse 91ng, ausdrücklich: » Dank mMmöchte ich dem Arbeits-
Kreis Angehöriger der Bundeswehr e.V./ der durch SseINE engaglerte
Arbeit eINe wichtige Stutze für homosexuelle Soldatinnen und Soldaten ist «16

SO zeigt SICH Beispie! des Umgangs mMıt der Minderheit der Queers gemä
dem Prüfkriteriu VOI] (jaändhıs Ausspruch eEIN Kkontinulerlicher Fortschritt In der
ethischen Qualität der Bundesrepublik Deutschland, WODE| die Bundeswehr S°
genwartiıg zumindest He der Gesetzgebung eINne Vorreiterrolle erlangt hat,
durch sich auch ihre [J)ıstanz emanzipatorischen Christen verringern dürfte
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